
10 NZZamSonntag 9. Juli 2017Schweiz

Das Staatssekretariat für
Wirtschaft stoppt den
Verkauf vonVentilen nach
Pakistan. Diesewürden für
dasAtombombenprogramm
des Landes verwendet.
LukasHäuptli

Die Spezialventile im Wert von
mehr als 75000 Franken hatte
ein pakistanischer Industrie­
betrieb bei einem Schweizer
Unternehmen bestellt. Der Be­
trieb gab an, er brauche sie für ein
Belüftungssystem. In der Folge
ersuchte das Schweizer Unter­
nehmen das Staatssekretariat für
Wirtschaft (Seco) um eine Aus­
fuhrbewilligung. Das sieht das
Güterkontrollgesetz vor. In die­
sem ist der Export von Dual­Use­
Gütern geregelt; das sind Güter,
die sowohl zivil als auch militä­
risch verwendet werden können.

Atomares Netzwerk
Nach aufwendigen Abklärungen
kam das Seco zum Schluss, dass
die Spezialventile in Pakistan
nichtwirklich für ein Belüftungs­
systembestimmt gewesenwaren.
«Uns lagen Informationen vor,
dass die Ventile nicht beim ange­
gebenen Industriebetrieb verblei­
ben, sondern an eine nuklearrele­
vante staatliche Einrichtung wei­
tergeleitet werden», sagt Jürgen
Böhler, Leiter der AbteilungDual­
Use­Licensing. «Diese staatliche
Einrichtung ist ins pakistanische
Nuklearwaffenprogramm invol­
viert.» Zudem seien am Geschäft
Firmen beteiligt gewesen, die
zum pakistanischen Beschaf­
fungsnetzwerk gehörten. Aus
diesemGrund verbot das Seco im
letzten Juni die Ausfuhr der Ven­
tile ins asiatische Land.

AtombombendankSchweizerGütern

Es war nicht der erste Versuch
eines Staates, in der Schweiz Teile
oder Maschinen für den Bau von
Atombomben zu kaufen. Im letz­
tenGeschäftsbericht des Bundes­
rats, der im Frühling veröffent­
licht worden ist, heisst es: «Der
Bundesrat stellt fest, dass die
Schweizweiterhin von intensiven
Bestrebungen einzelner Länder
und Individuen betroffen ist,
Dual­Use­Güter unter Umgehung
des Güterkontrollgesetzes... be­
ziehungsweise des Gesetzes über
die Durchsetzung internationaler
Sanktionen... zu beschaffen, um
sie zur Herstellung von Massen­

vernichtungswaffen und deren
Trägersystemen zu verwenden.»
Der Sprecher des Bundesrats,

André Simonazzi, macht keine
näherenAngaben zu denAusfüh­
rungen der Landesregierung.
Eine sehr gut informierte Person
sagt aber: «Es kommt regelmässig
zuVersuchen, in der SchweizMa­
schinen und Teile für den Bau
von Atomwaffen zu beschaffen.»
Meist geschehe dies ohne formel­
le Ausfuhrgesuche. Und: «Hinter
den Versuchen stehen in der Re­
gel nicht anerkannte Atommäch­
te, in erster Linie Pakistan,
manchmal aber auch Indien oder

Nordkorea.» Zurzeit verfügen
neun Staaten über Nuklearwaf­
fen. Fünf sind sogenannt an­
erkannte Atommächte (USA, Chi­
na, Russland, Grossbritannien
und Frankreich), vier nicht an­
erkannte (Nordkorea, Pakistan,
Indien und Israel). Diese haben
denAtomwaffensperrvertrag von
1970 nicht unterzeichnet; auch
erlauben sie der internationalen
Atomenergiebehörde IAEA keine
Kontrollen in ihren Ländern.
Die nicht anerkannten Atom­

mächte Pakistan, Indien oder
Nordkorea sind vor allem an
hochpräzisen Werkzeugmaschi­

Bundesratwarnt vorStaaten, dieMaschinenundTeile fürMassenvernichtungswaffenbeschaffen
ern.» Zu diesen Drittländern zäh­
len unter anderem osteuropäi­
sche und asiatische Staaten.
Das zeigt folgender Fall: Im

Juni hat das Bundesstrafgericht
einen 29­jährigen Kasachen mit
Wohnsitz im Kanton Zürich we­
gen Verstosses gegen das Güter­
kontrollgesetz verurteilt. Er war
Verwaltungsratspräsident einer
Firmamit Sitz imKanton Schwyz,
deren Besitzer wiederum in
Weissrussland wohnte. Über die
Schwyzer Firma wurden letztes
Jahr Schaltungen aus den USA in
die Schweiz ein­ und von hier
wieder nach Litauen ausgeführt.
Der Verdacht lag nahe, dass die
Firma eine Strohfirma war, mit
welcher der wahre Abnehmer
und die Verwendung der Schal­
tungen vertuschtwerden sollten.

MehrVerurteilungen
Was aber macht die Schweiz für
Atommächte derart attraktiv?
«Die Schweiz verfügt über exzel­
lente industrielle Fähigkeiten»,
sagt Isabelle Graber, Sprecherin
des Nachrichtendienstes des
Bundes. Dazu dürfte kommen:
Aus Kapazitätsgründen können
Seco und Zoll Exporte nur punk­
tuell kontrollieren. In den meis­
ten Fällen sind sie auf die Zusam­
menarbeit der exportierenden
Unternehmen angewiesen. Das
klappt in denmeisten Fällen gut –
in einigen aber auchweniger gut.
Fest steht, dass die Zahl der

VerurteilungenwegenVerstössen
gegen das Güterkontrollgesetz im
letzten Jahr deutlich zugenom­
men hat. 2016 betrug sie 18, in
den Jahren zuvor schwankte sie
zwischen 5 und 0. Der Anstieg ist
unter anderem auf vermehrte
Kontrollen durch den Zoll zurück­
zuführen.
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Beschaffungen in der Schweiz? Pakistanische Rakete, diemit atomaren Sprengköpfen bestückt werden kann. (15. September 2015)

nen,Messgeräten, Kompressoren
und Ventilen aus der Schweiz in­
teressiert.Weil sowohl das Güter­
kontrollgesetz als auch das
Kriegsmaterialgesetz den Export
dieser Güter zur Herstellung von
Massenvernichtungswaffen ver­
bieten, greifen die Staaten immer
öfter auf Strohfirmen und Stroh­
männer zurück. «Die Beschaffun­
gen und Beschaffungsversuche
erfolgen zunehmend über Tarn­
firmenundDrittländer», sagt Jür­
gen Böhler vom Seco dazu. «Das
geschieht, um die tatsächlichen
Empfänger und die kritische Ver­
wendung der Güter zu verschlei­

DieUniversität verlangt von
ihrenBachelorstudenten in
denGeisteswissenschaften
grössereAbschlussarbeiten.
Teilzeit studierenwird damit
in Zukunft schwieriger.
RenéDonzé

Die Studien der Geisteswissen­
schaften an der Universität Zürich
sind beliebt. Mit 11000 Studen­
ten ist der Philosophische Fach­
bereich in Zürich die grösste uni­
versitäre Fakultät der Schweiz.
Dieser Sog der Geisteswissen­
schaften beschäftigt auch die
Politik. So forderte die SVP schon
eine Zugangsbeschränkung in
dieser Disziplin. Und Verfechter
der Berufsbildungwitterten darin
eineKonkurrenz zur Berufslehre.
Nun will die Philosophische

Fakultät die Schrauben anziehen
– zwar nicht, umdie Zahl der Stu­
denten zu reduzieren, sondern
um die Qualität des Studiums zu
erhöhen. «Wir wollen am Ende
des Bachelorstudiums eine erste
selbständige wissenschaftliche
Arbeit sehen», sagt Daniel Müller
Nielaba, Studiendekan der Fakul­
tät. Neu gilt, dass für sämtliche
Arbeiten 15 Kreditpunkte verge­
ben werden. Heute liegt die
Spannweite je nach Institut zwi­
schen 6 und 12 Punkten. Da pro
Punkt mit 25 bis 30 Stunden
Arbeit gerechnet wird, erhöht
sich der Zeitaufwand für die Ab­
schlussarbeitmarkant. Insgesamt
bleibt es aber bei 180 Punkten für
das Bachelorstudium.
ZumVergleich: In Bern beträgt

der Aufwand für die Bachelor­
arbeit 10 Punkte, in Basel gibt es
zwei Seminararbeiten zu je 5
Punkten. «Wirwollen uns als füh­

DieUniZüricherhöhtdieAnforderungen

rende Philosophische Fakultät
positionieren», sagtMüller.
Auch auf der Masterstufe gibt

es Veränderungen: «Das erste Se­
mester wird stärker selektiv aus­
gestaltet», sagt Müller. Heute
bestimmt ein umfangreiches Re­
gelwerk die Zulassungsbedingun­
gen für auswärtige Studenten, die
je nach Institut sehr unterschied­
lich sind. Diese werden nun ver­
schlankt. Die Studentenmüssten
selber abschätzen können, ob sie
den Anforderungen gewachsen

sind, sagt Müller. «Wir setzen auf
mehr Eigenverantwortung statt
auf starre Regeln.»
Für die SVP erfolgen die Ver­

schärfungen der Anforderungen
an die Studierenden am falschen
Ort. «Es braucht eine stärkere Se­
lektion zuBeginn des Studiums»,
sagt Nationalrat Peter Keller. Nur
so werde die Relevanz und das
Prestige der geisteswissenschaft­
lichen Studien erhöht. SP-Bil­
dungsspezialist Matthias Aebi­
scher kann sich zwar vorstellen,

dassmit den geplantenMassnah­
men möglicherweise Unent­
schlossene von einemgeisteswis­
senschaftlichen Studium abge­
halten würden. Doch: «Die Uni­
versität Zürich setzt sich damit
selber stark unter Druck. Siemuss
dafür sorgen, dass die Qualität
der Bachelorarbeiten derart hoch
ist, dass diese 15 Punkte auch ge­
rechtfertigt sind.»
Der liberale Nationalrat Chris­

toph Eymann vermisst eine Ab­
sprachemit den anderen Schwei­

zer Universitäten. Zudem sieht er
ein Problem auf jene Studenten
zukommen, die neben dem Stu­
dium arbeiten müssen. «Wenn
der Aufwand zu gross ist, wird
das schwierig», sagt der ehemali­
ger Präsident der Erziehungs­
direktorenkonferenz.
Das kritisiert auch der Verband

der Studierenden an der Universi­
tät Zürich. Zwar begrüsst er, dass
sich das System künftig einfa­
cher, einheitlicher undübersicht­
licher gestaltet. Doch: «Das Teil­
zeitstudium könnte dadurch
schwieriger werden», sagt Co­
Präsident Christian Schmidhau­
ser. Alleine die Bachelorarbeit
beansprucht neu während eines
Semesters etwa ein 50-Prozent­
Pensum. «Daneben geht das Stu­
dium eines Nebenfachs ja meist
weiter. Das Arbeitspensummuss
in diesem Fall wahrscheinlich re­
duziert werden.»
Dieser Effekt ist durchaus be­

absichtigt: «Ein Studium stellt ho­
he zeitliche Ansprüche», sagt
StudiendekanMüller Nielaba. Er
rechnet damit, dass der Aufwand
sowohl für die Studenten als auch
ihre Betreuer steigen wird. Das
sei durchaus gewollt. Zuneh­
mend verlassen Studierende nach
dem Bachelorabschluss die Uni­
versität in Richtung Arbeitswelt,
bei den Geisteswissenschaften
liegt dieser Anteil mit 30 Prozent
am höchsten. Für diese Studien­
abgänger soll eine umfangreiche
Abschlussarbeit ein Leistungs­
ausweis sein,mit dem sie sich der
Wirtschaft empfehlen können,
sagt Müller. Für die anderen ist
sie eine gute Vorbereitung auf das
Masterstudium, an dessen Ende
eine Arbeit im Umfang von 30
Punkten steht.
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Der Andrang ist gross: Semesterbeginn an der Universität Zürich.

Bologna2020

NeueStudiengänge
aufMasterstufe

Unter dem Titel «Bologna
2020» überarbeitet die Philo-
sophische Fakultät der Univer-
sität Zürich ihre Studiengänge.
Dabei werden unter anderem
die kleinsten Nebenfächer
abgeschafft. Neu besteht das
Studium in der Regel aus
einemMajor- und einemMinor-
Fach. Als Novum führt die
Fakultät auf Masterstufe soge-
nannt komplementäre Minor-
fächer ein. Diese bauen nicht
wie gewohnt auf einem Fach
aus dem Bachelorstudium auf.
Vielmehr sind sie eine Ergän-
zung zum Hauptfachstudium.
Neu eingeführt werden etwa
die Fächer Wirtschaftsge-
schichte, Wissenschaftsphilo-
sophie oder Theorie/Analyse/
Vermittlung von deutscher
Literatur. (rd.)

Classe
politique

Natalie Rickli,Unverwechsel-
bare, stiftet für einmal Verwir-
rung. Der Bund schickte der
SVP-Nationalrätin dieseWoche
Post, sandte diese aber an die
Adresse von CVP-Ratskollegin
Kathy Riklin an der Schipfe
in Zürich. Dass man die zwei
Damenmit den ähnlichen
Namen verwechselt, kann ja
einmal passieren. Dass man
nun aber Rickli in derselben
städtischenWohnung vermu-
tet, für deren Miete Riklin von
der «Weltwoche» regelmässig
Prügel kassiert – das dünkt uns
schon fast etwas bösartig.

Vreni Schneider, Slalom-Ass,
kurvt neuerdings auch durch
die Politik. Der ehemalige Ski-
Star liess sich vom Bauern-
verband für die Kampagne zur
Volksabstimmung über die
Ernährungssicherheit einspan-
nen. Als frühere Ovo-Botschaf-
terin geniesst Schneider auf
diesem Gebiet fraglos einen
guten Ruf. Nur bei einer Vor-
lage hätte ein Engagement
der Hobby-Sängerin wohl
noch besser gepasst: bei der
Abstimmung über die Förde-
rung des Musikunterrichts.

Natalie
Rickli

Vreni
Schneider
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